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      Sitzungsbeginn: 10:00 Uhr 1 

1. Begrüssung und Mitteilungen 2 

Der Präsident begrüsst die Cocosol-Mitglieder zur 4. Sitzung und gibt die Entschuldigun-3 
gen (C. Raetz) bekannt. Die Sitzungsunterlagen wurden am 3. Oktober versandt; später 4 
erfolgte noch eine Nachlieferung von zwei Zeitungsartikeln zur Situation von zwei Ver-5 
dingkindern. Die Diskussion betreffend die Grenzfälle/Grundsatzfragen wird – abwei-6 
chend von der Traktandenliste – heute nicht unter dem Traktandum Varia, sondern unter 7 
dem neuen Traktandum 3a erfolgen. 8 
 9 
Reto Brand informiert kurz über den Stand beim Versand der Vorbescheide und legt den 10 
Kommissionsmitgliedern ein Beispiel eines versendeten Dokumentes zur Illustration vor. 11 
Nennenswerte Reaktionen von Betroffenen auf den Versand dieser Dokumente habe es 12 
bisher nicht gegeben. Bei Todesfällen werde auf den Versand des Vorbescheides ver-13 
zichtet. Stattdessen nehme man in diesem Fällen mit Hinterbliebenen und auch mit den 14 
Statthalter- oder Teilungsämtern Kontakt auf und gehe fallbezogen vor. Nach der heuti-15 
gen Sitzung würden zum letzten Mal Vorbescheide versendet; ab der nächsten Sitzung 16 
sei es von den Fristen her dann nicht mehr notwendig.  17 
 18 
Der Präsident berichtet, dass das BJ rund 10`000 Adressen mit dem Flyer und den Be-19 
gleitschreiben beliefert habe und die Rückmeldungen durchwegs positiv gewesen seien. 20 
Auch die JVA‘s seien beliefert worden. Einige weitere Aktivitäten, insbesondere Artikel in 21 
Gratiszeitungen, seien noch geplant. Gegen Ende Dezember 2017 werde das BJ zudem 22 
nochmals an die Medien gelangen, um die Öffentlichkeit über den bevorstehenden Ab-23 
lauf der Gesuchseinreichefrist (Ende März 2017) zu orientieren. Falls eventuell etwas 24 
früher als ursprünglich vorgesehen mit den ersten Auszahlungen begonnen werden 25 
könnte, würde auch diese Information einfliessen. Der Präsident berichtet auch kurz über 26 
den Inhalt eingereichten Vorstosses (Interpellation) von Frau Nationalrätin Ursula 27 
Schneider Schüttel mit dem Titel: „Solidaritätsbeitrag. Rasche und vollständige Auszah-28 
lung tut not“. Der Interpellantin geht es im Wesentlichen darum, dass Gesuche von Op-29 
fern, die prioritär zu behandeln sind (älter als 75 Jahre alt, nachweislich schwer krank 30 
oder deren Opfereigenschaft im Rahmen der Soforthilfe bereits anerkannt wurde) mög-31 
lichst rasch und vollständig, d.h. in Form einer Einmalzahlung und nicht in zwei Teilzah-32 
lungen, ausbezahlt werden. Ausserdem möchte sie, dass der Bundesrat auch in weiteren 33 
Fällen eine rasche Auszahlung prüfen lässt. Im BJ rennt diese Interpellation offene Türen 34 
ein. Nach Möglichkeit will das BJ im Verlaufe des Jahres 2018 alle prioritären Fälle be-35 
handeln und die gutgeheissenen Gesuche ausbezahlen können.  36 
Auf die Frage, was passiere, wenn von Januar 2018 bis März 2018 plötzlich doch noch 37 
extrem viele Gesuche einträfen, antwortet der Präsident, dass dieses Szenario nicht 38 
ganz ausgeschlossen werden könne, aber die Eintretenswahrscheinlichkeit aus gegen-39 
wärtiger Sicht wahrscheinlich nicht so hoch sei. Letztlich müsse eine Risikoabwägung ge-40 
troffen werden. Wenn man im Dezember 2017 zum Schluss kommen würde –  natürlich 41 
auch unter Einbezug der angeforderten Rückmeldungen der Anlaufstellen und Archive – 42 
dass die Zahl noch extrem ansteigen könnte, müsste man mit den Auszahlungen bis zum 43 
Ende der offiziellen Einreichefrist zuwarten. In diesem Fall kämen frühere Auszahlungen 44 
nicht in Frage.  45 
 46 
Der Präsident berichtet weiter über Sitzungen mit der Subdelegation der Finanzkommis-47 
sion. Deren Mitglieder hätten sich für unser Thema sehr interessiert. Er habe die Gele-48 
genheit nutzen können, um über den Stand der Arbeiten, die Gesuchsbehandlung für So-49 
lidaritätsbeiträge und weitere Themen im Zusammenhang mit FSZM zu orientieren. Die 50 
Mitglieder seien unseren Anliegen gegenüber grundsätzlich wohlwollend und aufge-51 
schlossen gewesen.  52 
Auch auf das NFP 76: „Fürsorge und Zwang“ kommt er zu sprechen. Es seien total 77 53 
Projekte eingereicht worden und das betreffende Gremium habe eine Vorauswahl getrof-54 
fen; dabei seien auch ausländische Experten befragt und deren Stellungnahmen mitbe-55 
rücksichtigt worden. 30 Projekte sollen nun weiter entwickelt werden. Im Frühling 2018 56 
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solle dann definitiv darüber entschieden werden. Insgesamt stünden für die künftige Be-1 
arbeitung der ausgewählten Projekte 15 Mio. Franken zur Verfügung.  2 
Am 2. November 2017 finde ein Austauschanlass der UEK mit Betroffenen statt.  3 
Am 8. Dezember finde ein nächstes Austauschtreffen mit den Anlaufstellen in Bern statt. 4 
Einer der Schwerpunkte sei, den aktuellen Stand der noch in Bearbeitung stehenden Fäl-5 
le in Erfahrung zu bringen, welche bei den Anlaufstellen noch in der Pipeline seien. Diese 6 
Informationen seien u.a. für das BJ wichtig, um entscheiden zu können, ob mit den Aus-7 
zahlungen allenfalls auch etwas früher als ursprünglich geplant begonnen werden könne.  8 
 9 
Schliesslich sei die Schweiz von einem Gremium, das sich u.a. mit der Frage von weite-10 
ren Aufarbeitungsmassnahmen betreffend den sexuellen Missbrauch von Kindern in 11 
Deutschland befasst, angefragt worden, ob die Schweiz hier nicht im Rahmen eines An-12 
lasses, der Mitte Januar 2018 in Berlin stattfinden soll, einen Diskussionsbeitrag leisten 13 
könne. Eine Teilnahme erscheine sinnvoll, ev. auch unter Einbezug von Experten der 14 
UEK und des NFP 76. 15 
 16 
Urs Allemann vermerkt, dass das übliche Genehmigungsverfahren beim Protokoll der 17 
letzten Sitzung nicht eingehalten worden sei, sondern dass eine erste Fassung (in deut-18 
scher Sprache) recht schnell auf der Homepage aufgeschaltet worden. Erst später sei 19 
dann eine bereinigte Fassung auf dem Zirkularweg an die Cocosol-Mitglieder worden. 20 
Der Präsident nimmt diesen Hinweis dankbar entgegen und versichert, er lege grossen 21 
Wert darauf, dass dies in Zukunft wieder klappe.  22 

 23 
 24 

2. Stand der eingegangenen Gesuche/ bisherige Todesfälle 25 

Bis heute sind 3‘500 Gesuche beim BJ eingegangen, darunter gibt es leider auch 28 in-26 
zwischen eingetretene Todesfälle. Seit der letzten Cocosol- Sitzung im August 2017 hat 27 
es eine Zunahme von 800 neuen Gesuchen gegeben, was zeigt, dass die vermehrten 28 
Anstrengungen, die Information an möglichst alle Opfer heranzutragen, nun Früchte zu 29 
tragen beginnen. 30 
 31 
Barbara Studer Immenhauser bestätigt, dass auch im Staatsarchiv Bern eine deutliche 32 
Zunahme zu verzeichnen gewesen sei. Dies spüre man fast nach allen Medienaktivitä-33 
ten, so z.B. gerade auch nach dem kürzlich erschienenen langen Interview mit G. Fluri.  34 
 35 
G. Fluri informiert, dass seine Stiftung plane, ab November 2017 verschiedene Alters-36 
heime zu besuchen, um mit möglichen Betroffenen ins Gespräch zu kommen, sie zu in-37 
formieren und ggf. auch Gesuche auszufüllen. Es sei erstaunlich, wie viele Betroffene es 38 
immer noch gebe, die noch keine Kenntnis davon hätten, dass die Möglichkeit zur Ge-39 
suchseinreichung besteht. Dies bedeute für die Stiftung zwar einen grossen Aufwand, 40 
aber man wolle die Betroffenen aktiv abholen. 41 
  42 

 43 
3. Liste der vorgeprüften Gesuche 44 
Die im Hinblick auf die heutige Sitzung abgegebene Liste enthält 227 Gesuche, welche 45 
bereits vorgeprüft worden sind. 226 Gesuche sind zur Gutheissung, ein Gesuch ist zur 46 
Ablehnung vorgesehen. Zu diesem Gesuch haben die Cocosol- Mitglieder zusätzliche In-47 
formationen erhalten. Urs Allemann hat die den Kommissionsmitgliedern gebotene Mög-48 
lichkeit zur Einsichtnahme genutzt und hat sich beim BJ fünf verschiedene Dossiers sei-49 
ner Wahl unterbreiten lassen. Der Präsident weist darauf hin, dass grundsätzlich alle Mit-50 
glieder der Cocosol bei Bedarf bzw. besonderem Interesse an einzelnen Fällen dieselbe 51 
Möglichkeit haben. Er begrüsst eine aktive Einsichtnahme ausdrücklich, weil sich 52 
dadurch Kommissionsmitglieder ein eigenes Bild von der Gesuchsbearbeitung machen 53 
könnten. Dies gäbe dem BJ auch zusätzliche Sicherheit. Andererseits sei er aber froh, 54 
wenn von dieser Möglichkeit nicht über die Massen Gebrauch gemacht werde. Das Aus-55 
drucken der Dokumente aus der elektronischen Datenbank und das Aufbereiten und Ein-56 
richten der Einsichtnahme sei nämlich personal- und zeitaufwendig.  57 
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Urs Allemann berichtet über seine Erfahrungen und Eindrücke anlässlich der Einsicht-1 
nahme. Er sei sehr froh gewesen, die von ihm ausgewählten Dossiers bzw. die Verfah-2 
rensakten selber lesen zu können. Die dort geschilderten Schicksale würden ihn immer 3 
wieder aufs Neue zutiefst erschüttern. Die eingesehenen Dokumente seien seiner Mei-4 
nung nach sorgfältig bearbeitet worden. Er empfehle der Cocosol, Zustimmung zur Liste.  5 
 6 
Reto Brand erklärt die per 1. Oktober neu erstellte Statistik. Sie gebe Auskunft hinsicht-7 
lich der aktuellen Verteilung der eingegangenen Gesuche in Bezug auf die Kategorien 8 
Mann/Frau, Alter, Sprachregionen und Kantone. Diese Statistik solle von Zeit zu Zeit ak-9 
tualisiert werden. Nach Ablauf der Einreichefrist solle eine noch detailliertere Statistik er-10 
stellt werden, die dann auch in geeigneter Form veröffentlicht werden soll. 11 
 12 
 13 
3.a. Grenzfälle und Grundsatzfragen 14 

Die Kommission erörtert ein Gesuch, das zur Ablehnung empfohlen wird sowie die zwei 15 
Fälle, die in den Medien vorgestellt worden sind. Dies mit Blick auf die Klärung von 16 
Grenzfällen und Grundsatzfragen. Die Kommission führt eine angeregte Diskussion über 17 
diese Fälle. Dabei zeigt sich, dass die persönliche Beurteilung durch die Kommissions-18 
mitglieder jeweils sehr unterschiedlich ausfällt. Es sind erfreulicherweise keine Fronten-19 
bildungen festzustellen zwischen Mitgliedern, die sich eher für eine grosszügige und sol-20 
chen, die sich eher für eine strenge Praxis aussprechen.  21 
 22 
Aus der Diskussion ergeben sich schlussendlich folgende Leitlinien:  23 

 Gundsätzlich müsse eine Fremdplatzierung ausserhalb der Familie stattgefunden 24 
haben. Eine Platzierung bei Geschwistern, Grosseltern, Onkeln, Tanten oder ähn-25 
lich nahen Verwandtschaftsgraden gelte in der Regel nicht als Fremdplatzierung.  26 

 Zudem müsse die Beeinträchtigung der körperlichen, psychischen oder sexuellen 27 
Unversehrtheit durch die Platzierung zumindest einen gewissen Schweregrad 28 
(mittelschwere oder schwere Beeinträchtigung) erreichen. Nicht jede Beeinträch-29 
tigung, auch wenn sie für die betroffene Person negative Folgen gehabt habe, 30 
reichen hier aus.  31 

 Ein Mitverschulden der Herkunftsfamilie könne nicht ausschlaggebend sein, die 32 
Opfereigenschaft zu verneinen. 33 

 Ein mögliches Selbstverschulden der betroffenen Person müsse von Fall zu Fall 34 
individuell angeschaut werden; eine einfache Regel lasse sich hier nicht ableiten.  35 

Es sei auch wichtig, dass man von Seiten des Fachbereiches wenn immer möglich und 36 
sinnvoll den Kontakt zu den Betroffenen suche, um möglichst breit ausleuchten zu kön-37 
nen, wie die Hintergründe des Falles damals gewesen seien.  38 
 39 

 40 
4. Selbsthilfe- Projekte 41 
Der Präsident informiert kurz, dass sich ein Selbsthilfe-Projekt aus der Region Basel gut 42 
entwickle. Es seien bereits viele Vorarbeiten geleistet worden und die lokalen Behörden 43 
seien dem Projekt gegenüber positiv eingestellt.  44 

 45 
5. Verschiedenes 46 

Die nächste Sitzung findet am 7. Dezember 2017 von 10-16 Uhr im BJ statt; eine Einla-47 
dung wird folgen. Im Anschluss an diese letzte Sitzung des Jahres wird ein Stehlunch im 48 
Sekretariat des Fachbereiches organisiert, an dem auch dessen Team präsent sein wird.  49 
 50 

Ende der Sitzung:  ca. 15.00h 51 
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      Début de la séance : 10 h 1 

1. Accueil et informations générales 2 

Le président ouvre la séance, souhaite la bienvenue aux participants et annonce que 3 
M. Raetz est excusé. Les documents relatifs à la séance ont été expédiés aux membres 4 
le 3 octobre, deux articles de presse sur la situation de deux enfants placés ayant été 5 
envoyés ultérieurement. Contrairement à l’ordre du jour habituel, les cas limites et les 6 
questions de fond ne seront pas traités dans les divers, mais au point 3a. 7 
 8 
Reto Brand indique brièvement où en est l’envoi des informations préalables et remet 9 
aux membres de la commission un des documents expédiés à titre d’exemple. 10 
Jusqu’alors, ces documents n’ont pas suscité de réactions particulières de la part des 11 
personnes concernées. En cas de décès du demandeur, l’unité compétente renonce à 12 
expédier les informations préalables. Elle prend alors contact avec la famille du défunt ou 13 
avec ses proches, ainsi qu’avec la préfecture et le service des successions et procède au 14 
cas par cas. Après la séance en cours, des informations préalables seront envoyées 15 
pour la dernière fois. En effet, les délais n’imposeront plus ces envois à partir de la pro-16 
chaine séance. 17 
 18 
Le président rapporte que l’OFJ a envoyé le dépliant, accompagné d’une lettre, à 19 
quelque 10 000 adresses et que les réactions ont en général été positives. Ces docu-20 
ments ont également été expédiés aux établissements pénitentiaires. Quelques autres 21 
actions sont encore planifiées, notamment des articles dans les journaux gratuits. Vers la 22 
fin du mois de décembre 2017, l’OFJ prévoit de recourir une fois encore aux médias pour 23 
faire largement savoir que le délai de dépôt des demandes expire bientôt (fin mars 2018). 24 
Le cas échéant, ce communiqué inclura des informations sur les premiers versements si 25 
ceux-ci peuvent débuter un peu plus tôt que prévu.  26 
Le président rend également compte brièvement d’une intervention parlementaire (inter-27 
pellation), déposée par la conseillère nationale Ursula Schneider Schüttel et intitulée 28 
« Contributions de solidarité. Un versement rapide et intégral est urgent ». L’auteure de 29 
l’interpellation demande pour l’essentiel que les personnes dont les demandes doivent 30 
être traitées en priorité (victimes âgées de plus de 75 ans, atteintes d’une maladie grave 31 
attestée ou dont la qualité de victime a déjà été reconnue en rapport avec l'aide immé-32 
diate) reçoivent leur contribution dans les meilleurs délais et si possible en totalité, c’est-33 
à-dire sous la forme d’un versement unique et non pas de deux versements partiels. Elle 34 
souhaite par ailleurs que le Conseil fédéral envisage un versement rapide dans d’autres 35 
cas aussi. Au sein de l’OFJ, cette interpellation enfonce des portes ouvertes. L’OFJ pré-36 
voit en effet de traiter si possible tous les cas prioritaires dans le courant de 2018 et de 37 
verser leur contribution aux auteurs de demandes approuvées. 38 
Interrogé sur ce qui se passerait si un nombre extrêmement élevé de demandes venaient 39 
à être déposées entre janvier et mars 2018, le président répond qu’il est certes impos-40 
sible d’exclure totalement un tel scénario, mais que sa survenue est peu probable au vu 41 
de la situation actuelle. Il faudra procéder à une évaluation du risque. Si les éléments 42 
connus – y compris les retours obtenus auprès des points de contact et des archives – 43 
devaient indiquer, à fin décembre 2017, que le nombre des demandes pourrait augmen-44 
ter considérablement, il faudrait attendre le délai de dépôt des demandes avant de dé-45 
clencher les versements. Dans ce cas, il serait impossible d’effectuer des versements 46 
précoces. 47 
 48 
Le président évoque par ailleurs les séances qui se sont tenues avec la sous-délégation 49 
de la Commission des finances, dont les membres ont fait preuve d’un vif intérêt pour le 50 
sujet. Il a saisi l’occasion pour leur fournir des informations sur l’avancement des travaux, 51 
le traitement des demandes de contributions et d’autres thématiques en lien avec les 52 
MCFA. Sur le fond, les membres se sont montrés bienveillants et ouverts. 53 
Luzius Mader mentionne également le PNR 76 « Assistance et coercition – passé, pré-54 
sent et avenir ». Au total, 77 projets ont été présentés et la commission compétente a 55 
procédé à une présélection, après avoir notamment requis et pris en compte l’avis de 56 
spécialistes étrangers. Sur l’ensemble, 30 projets seront développés plus avant et une 57 
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décision finale sera rendue au printemps 2018. Le programme dispose d’un budget glo-1 
bal de 15 millions de francs pour la réalisation des projets retenus.  2 
Une réunion de la CIE avec des personnes concernées est prévue le 2 novembre 2017. 3 
La prochaine rencontre avec les points de contact aura lieu à Berne le 8 décembre 2017. 4 
Le principal objectif est d’apprendre où en sont les dossiers encore en suspens auprès 5 
des points de contact. Ces informations revêtent de l’importance pour l’OFJ, notamment 6 
pour décider s’il est éventuellement possible d’effectuer les premiers versements un peu 7 
plus tôt que prévu.  8 
 9 
Pour terminer, le président indique que la Suisse a été approchée par un organe alle-10 
mand chargé en particulier de définir les suites à donner aux abus sexuels perpétrés sur 11 
des enfants en Allemagne. L’organe a sollicité une contribution aux débats lors d’une 12 
séance qui doit se tenir à la mi-janvier 2018 à Berlin. Une participation de la Suisse pa-13 
raît opportune et pourrait le cas échéant inclure des spécialistes de la CIE et du PNR 76. 14 
 15 
Urs Allemann fait remarquer que le procès-verbal de la dernière séance n'a pas été ap-16 
prouvé selon la procédure habituelle : une première version (en allemand) a été publiée 17 
très vite sur le site Internet, puis la version définitive a été transmise par circulaire aux 18 
membres de la Cocosol. Le président le remercie pour cette remarque, dont il prend 19 
bonne note. Il lui tient à cœur que la procédure définie soit à l’avenir respectée.  20 

 21 
 22 

2. État des demandes reçues/personnes décédées 23 
Jusqu’à présent, l’OFJ a reçu 3500 demandes de contributions de solidarité. Sur ces 24 
demandeurs, 28 sont hélas décédés. Depuis la dernière séance de la Cocosol, en 25 
août 2017, 800 nouvelles demandes ont été déposées. C’est la preuve que les efforts 26 
accrus pour informer le maximum de victimes ont commencé à porter leurs fruits. 27 
 28 
Barbara Studer Immenhauser confirme que les Archives de l’État de Berne ont égale-29 
ment enregistré une nette augmentation des demandes. De telles hausses se font sentir 30 
pratiquement après toute nouvelle action de relations publiques, telle la récente parution 31 
d’un long entretien avec Guido Fluri.  32 
 33 
Guido Fluri signale que sa fondation prévoit de se rendre dans divers homes pour per-34 
sonnes âgées à partir de novembre 2017 afin de rencontrer d’éventuelles victimes, de les 35 
informer et, le cas échéant, de remplir des demandes. Il se dit surpris par le nombre de 36 
victimes qui ne savent toujours pas qu’elles ont la possibilité de demander une contribu-37 
tion de solidarité. Cette opération représente certes un gros travail pour la fondation, 38 
mais celle-ci entend rechercher activement les personnes concernées. 39 
  40 

 41 
3. Liste des demandes ayant fait l’objet d’un examen préliminaire 42 

La liste préparée en prévision de la séance comporte 227 demandes qui ont déjà fait 43 
l’objet d’un examen préliminaire. 226 devraient être approuvées et une rejetée. Les 44 
membres de la Cocosol ont reçu des informations complémentaires concernant cette 45 
dernière demande. Urs Allemann a fait usage de la possibilité offerte aux membres de la 46 
commission de consulter les dossiers et en a choisi cinq, qu’il a examinés à l’OFJ. Le 47 
président relève que tous les membres de la Cocosol peuvent recourir à cette possibilité 48 
selon les besoins ou en fonction de leur intérêt pour des cas spécifiques. Il se réjouit 49 
qu’ils consultent activement les dossiers, car ils peuvent ainsi se faire une idée de la ma-50 
nière dont les demandes sont traitées, tout en offrant une sécurité supplémentaire à 51 
l’OFJ. Il serait cependant heureux que les consultations ne prennent pas des proportions 52 
excessives, car l’impression des documents à partir de la base de données électronique 53 
de même que la préparation et l’organisation des consultations mobilisent du personnel 54 
et exigent du temps.  55 
Urs Allemann relate comment s’est déroulée la consultation et évoque les impressions 56 
ressenties. Il a été très heureux de pouvoir lire lui-même les dossiers concernant les cas 57 
qu’ils avaient sélectionnés et les actes de la procédure correspondante. À chaque fois, il 58 
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a été profondément ému par les destins retracés. À son avis, les documents qu’il a con-1 
sultés ont fait l'objet d'un traitement soigné. Il recommande à la Cocosol d’approuver la 2 
liste qui lui est soumise. 3 
 4 
Reto Brand explique la nouvelle statistique établie au 1er octobre. Elle fournit des indica-5 
tions concernant la répartition actuelle des demandes reçues entre les catégories sui-6 
vantes : sexe, âge, région linguistique et canton. Cette statistique sera actualisée de 7 
temps à autre. Après l’expiration du délai de remise des demandes, il est prévu de cons-8 
tituer une statistique plus détaillée encore et de la publier sous une forme appropriée. 9 
 10 
 11 
3.a. Cas limites et questions de fond 12 

La commission se penche sur une demande que l’unité compétente recommande de re-13 
jeter ainsi que sur les deux cas présentés dans les médias, le but étant de tirer au clair 14 
les cas limites et de répondre à des questions de fond. L’examen de ces cas engendre 15 
de vifs débats. Il apparaît que les appréciations personnelles des membres de la com-16 
mission divergent beaucoup, sans que l’on assiste heureusement à la formation de deux 17 
fronts opposant les membres favorables à une pratique généreuse et ceux privilégiant 18 
une attitude stricte. 19 
 20 
La discussion débouche sur l’adoption des principes suivants :  21 

 La personne concernée doit avoir été placée en dehors de sa famille. Un place-22 
ment chez des frères et sœurs, des grands-parents, des oncles, des tantes ou 23 
d’autres personnes ayant un lien de parenté similaire n’est en général pas réputé 24 
placement extrafamilial.  25 

 L’atteinte à l’intégrité physique, psychique ou sexuelle engendrée par le place-26 
ment doit de plus présenter un certain degré de gravité (atteinte moyenne à 27 
grave). Toutes les atteintes, même si elles ont eu des répercussions négatives 28 
pour la personne concernée, n’affichent pas une gravité suffisante. 29 

 Une part de responsabilité de la famille d’origine n’est pas déterminante pour re-30 
fuser à quelqu'un la qualité de victime. 31 

 Une faute éventuelle de la personne concernée doit être considérée de cas en 32 
cas. Il est impossible de définir une règle générale en la matière.  33 

Il est par ailleurs essentiel que l’unité MCFA s’attache, chaque fois que c’est possible et 34 
utile, à entrer en contact avec les victimes afin de tirer au clair les circonstances qui en-35 
tourent leur cas spécifique. 36 
 37 

 38 
4. Projets d’entraide 39 

Le président signale rapidement qu’un projet d’entraide lancé dans la région de Bâle est 40 
sur la bonne voie. Beaucoup de préparatifs ont déjà été achevés et les autorités locales 41 
se montrent favorables.  42 

 43 
 44 

5. Divers 45 
La prochaine séance se tiendra le 7 décembre 2017 de 10 à 16 h à l’OFJ. L’invitation 46 
suivra. À l’issue de cette dernière séance de l’année, un buffet dînatoire aura lieu dans 47 
les locaux du secrétariat de l’unité MCFA, auquel participera également l’équipe de 48 
l’unité. 49 
  50 
 51 

Fin de la séance : 15 h environ 52 
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